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Die wirtschaftliche Betätigung der Kommunen gewinnt weiterhin an Bedeu-
tung. Ausgliederungen kommunaler Aufgaben, welche anschließend häufig 
in privatrechtlichen Organisationsstrukturen erfüllt werden, sind noch immer 
an der Tagesordnung. Bei zahlreichen Aktivitäten der öffentlichen Hand 
erschließt sich der öffentliche Zweck – wenn überhaupt – nur sehr schwer wie 
z.B. bei der kommunalen Produktion überwiegend für den Export bestimmter  
Shiitake-Pilze, kommunalen Weingütern oder auch der Produktion und 
Direktvermarktung von Premium-Mineralwasser an Gastronomie und 
Hotels der Spitzenklasse. 
Auffällig ist in Bezug auf kommunale Unternehmen zudem eine speziell in 
der jüngeren Vergangenheit festzustellende Zunahme akuter Liquiditätspro-
bleme oder sogar Insolvenzen. Es stellt sich deshalb die Frage, in welcher Form 
die effiziente Steuerung kommunaler Unternehmen optimiert werden kann, 
um Fehlentwicklungen zu vermeiden. 
Hierzu bedarf es konkreter „Spielregeln“ für die Führung kommunaler Unter-
nehmen, welche das Zusammenwirken aller Beteiligten (Gesellschafter, Auf-
sichtsrat, Geschäftsführung, Verwaltung) über die gesetzlichen Vorschriften 
aus Kommunal- und Unternehmensrecht hinausgehend präzise und verbind-
lich regeln. 
Mangels rechtlicher Verpflichtung kann dieses jedoch nur über eine freiwillige 
Selbstverpflichtung der Kommune und ihrer Unternehmen erreicht werden. 
Geeignetes Instrument hierfür ist ein bereits von zahlreichen Kommunen 
beschlossener Public Corporate Governance Kodex (PCGC), welcher sinn-
gemäß als „Richtlinie zur guten Führung öffentlicher Unternehmen“ übersetzt 
werden kann. Ziel dieses Beitrages ist es, zu wesentlichen Punkten das Spek-
trum denkbarer Regelungsinhalte abzubilden, um hierdurch Anregungen zu 
einer eventuell sinnvollen Überarbeitung vorhandener Kodizes zu geben.
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Der Außenbereich soll nach dem Willen des Gesetzgebers grundsätzlich 
von Bebauung freigehalten werden. Ausnahmen gelten für die in § 35 Abs. 1 
BauGB abschließend aufgelisteten privilegierten Vorhaben; sie sind dem 
Außenbereich „planartig zugewiesen“. Das bedeutet aber weder, dass privi-
legierte Vorhaben „automatisch“ und stets im Außenbereich zulässig wären, 
noch, dass die nicht privilegierten „sonstigen Vorhaben“ (§ 35 Abs. 2 BauGB) 
stets unzulässig wären. Vielmehr ist in beiden Fällen das Vorliegen öffentlicher 
Belange (§ 35 Abs. 3 BauGB) zu prüfen, die aber – je nachdem, ob es um 
ein privilegiertes oder um ein sonstiges Vorhaben geht – unterschiedliches 
Gewicht haben. 
Die einzelnen Belange werden erläutert und die unterschiedliche Bedeutung, 
die sie den Vorhaben gegenüber entfalten können, aufgezeigt.

Michael Jesser/Bernd Schröder
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Wird ein Beamter auf Zeit während seiner Wahlzeit gegen seinen Willen 
wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt und ergreift er hiergegen 
Rechtsmittel, so stellt sich die Frage, inwiefern zur kurzfristigen Entlastung 
der Hauptverwaltungsbeamten die Stelle nachbesetzt werden kann. Grund-
sätzlich kann zwar eine freie Stelle besetzt werden, jedoch ist in diesem Fall die 
Stelle erst als frei einzustufen, wenn die Versetzung in den Ruhestand rechts-
kräftig ist. Ist der Betroffene mit seiner Versetzung in den Ruhestand nicht 

einverstanden, so gilt die Stelle bis zum Abschluss der eingelegten Rechtsmit-
tel jedoch als nicht vakant. Der Beitrag erläutert die Handlungsoptionen in 
dieser Situation.
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Der Fokus dieser Fallbearbeitung im Privat-/Zivilrecht liegt auf dem Sachen-
recht, speziell der Eigentumsübertragung bezüglich beweglicher Sachen.
Der Fall kann zur Verwendung in Lehrveranstaltungen und Leistungsnach-
weisen je nach Bedarf erweitert werden, zum Beispiel um kaufvertragliche 
Erfüllungsansprüche (insbesondere unter Behandlung der invitatio ad offe-
rendum), bereicherungsrechtliche Herausgabeansprüche sowie um Fragen der 
Unmöglichkeit der Leistung und um damit verbundene Schadensersatzan-
sprüche statt der Leistung.
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Der vorliegende Fall behandelt nahezu alle Aspekte der Benutzungsgebüh-
renkalkulation, die in Klausuren zum Kommunalen Finanzmanagement an 
Fachhochschulen und in Klausuren zu dem Fach Kommunale Abgaben an 
den Studieninstituten abgefragt werden könnten. Der Fall ist auf die Grund-
lagen des Gebührenrechts in Nordrhein-Westfalen zugeschnitten, eine Über-
tragung auf andere Bundesländer ist aber unproblematisch möglich. Einzig 
der Kalkulationszeitraum könnte sich verändern. 
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